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HESSISCHER VERWALTUNGSGERICHTSHOF

BESCHLUSS
In dem Venrvaltungsstreitverfahren

d
1 4 .

Klagers und ZuIassungsantragsgegners,
bevollméchtigtr Rechtsanwélte .

v" ..,-._.-"..1..........._.,,

gegen

die Bundesrepublik Deutschland, x ., ' ‘. .-"'"*"~"
'_ ' ' '\I'l'Il‘_:r'|! “""'

‘.1

Bekiagte und Zulassungsantragstellerin,
wegen Versorgung

hat der Hessische Verwaltungsgerichtshof - 1. Senat - durch

Vorsitzenden Richter am Hess. VGH Dr. Dittmann,
Richterin am Hess. VGH Dbrr,
Richterin am Hess. VGH Schmidt,

am 2. April 2015 beschlossen:

Der Antrag der Beklagten auf Zulassung der Berufung gegen das Urteil des Ver-
waltungsgerichts Gieen vom 15. August 2013 - 5 K 2950/12.6! - wird abgelehnt.
Die Beklagte hat die Kosten des Zulassungsverfahrens zu tragen.
Der Wert des Streitgegenstandes wird auch fur das Zulassungsverfahren auf
7380,00 € festgesetzt.

Geschäftsführung
Stempel Bundesvorstand
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Grllnde:

Der geméll § 124a Abs. 4 VwGO fristgerecht gestellte und begrndete Antrag der BeI<lag-

ten aufzulassung der Berufung gegen das im Tenor genannte Urteil hat keinen Erfolg. Die

Berufung ist nicht zuzulassen, da entegen der Auffassung der Beklagten keiner der gel-
tend gemachten Zulassungsgrnde nach § 124 Abs. 2 VwGO vorliegt.

Es liegt zunohst der sinngemé geltend gemachte Zulassungsgrund der ernstllchen Zwei-
fel an der Richtikeit des verwaltungsgerichtlichen Urteils geméls § 124 Abs. 2 Nr. 1 VWGO

nichi vor. Ernstliche Zweifel im Sinne von § 124 Abs. 2 Nr. 1 VWGO sind dann gegeben,

wenn ein tragender Rechtssatz oder eine ernebliche Tatsachenfeststellung, also eine ent-
scheidungserhebiiche rechtliche oder tatséchliche Begrndung der Vorinstanz mit schIL'|s-

sigen Gegenargumenten so in Frage gestelltwird, dass die verwaltungsgeriehtliehe Ent-
scheidung nach sumrnarlscher Prfung nicht nur hlnslchtlich einzelner Begrndungen,
sondern im Ergebnis als fehlerhaft und deshatb der Erfolg der angestrebten Berufung rn6g-
lich erscheint (vgl. BVerfG, Beschluss vom 23. Juni 2000 - 1 BvR 830/00 -, NVwZ 2000,

1163 und vom 3. Mérz 2004 - 1 BVR 461l03 -, BVerfGE 110,77). I

Mit dem angegriffen Urteil vom 15. August 2013 verpichtete das Verwaltungsgericht Gia-
rien die Beklagte, dern Kléger im Wege des Schadensersatzes Versorgungsbezuge auf
Grundlage elnes Ruhegehaltsatzes von 65,69 % zu gewéhren, well der Klger nach Uber-

zeugung des Verwaltungsgerichts im Venrauen auf die Richtigkeit einer lhm am 28. April

2011 erteilten Versorgungsauskunft nach § 49 Abs. 10 BeamtVG, in der dieser Satz ge-

nannt women war, mit Ablauf des Monats August 2011 in den vorzeitigen Ruhestand ein-
getreten war. Bel der Berechnung war eine vom Kléger in der Zeit von 1967 bis1971 ab-

solvierte Berufsauebildung zum Radio- und Femsehtechniker als ruhegehaitféhige Diens1-

zeit bercksichtlgtworden. Mit Bescheid vom 1. September 2011 hatte der Beklagte die

Versorgungsbeztlge auf Grundlage eines Ruhegehaltsatzes von 59,95 % endgultig festge-
setzt, wcbei die vorgenannte Berufsausbildung nicht in Anrechn ung gebracht worden war.

Die hiergegen erhobene Klage hatte das VerwaltungsgerichtGie1&en mit rechtskréftig ge-
wordenem Urteil vom 26. Juli 2012 - 5 K 170l12.G| - abgewiesen.

Das Verwaltungsgericht hat zu Recht erkannt, dass durch die unrichtige Auskunft ein Ver-
mbgensschaden in der Hiihe eingetreten ist, als die Versorgungsbezilge des Klégers nach
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seinem Ruhestandeintritt um monatiich 205,- € geringer ausfaiien ais es nach der Berech-nung in der Versorungsauskunft der Fall gewesen ware, auf deren Richtigkeit der Kléiger
bis zum Erlass des Bescheids ber die abweiohende endgiiitige Festsetzung der Versor-gungsbezuge vertrauen konnte. Das verwaitungsgerlcht hat im einzelnen néher begrndetausgefhn, dass es die Uberzeugung gewonnen hat, dass die am 28. April 2011 unrichtig
erteiite Auskunfi mit der Berechnung einer um 205,- € hheren monatlichen Versorgung alsder Ietztlich nach dem Ruhestandseintrm gewéihrten Versorgung den Kléiger dazu veran-lasst hat, mil Abiauf des Mona! August 2011 in den vorzeitigen Ruhestand einzutreten (vgi.7 bis 8, Buchst. b) des Urteilsabdrucks). Unerhebiich ist hlerbei, class die Aniragsteiiung fiirden Elntrili in den vorzeitigen Ruhestand Anfang April 2011 und damit vor Erteiiung derAuskunft erfolgt ist. Denn der Klger hatte erstinstanziich von der Be kiagtenseite unwider-sprochen vorgetragen, dass es einer bel der Deutschen Teiekom AG geiibten Praxis ent~sprach, Antrége auf vorzeitigen Ruhestand zu steiien, sich daraufhin die Hdhe der Versor-gungsbeziige berechnen zu iassen und einen gesieliten Antrag auf vorzeitigen Ruhestanddann zurck zu nehmen, wenn dem Antragsteller die Hhe der zur erwarlenden Versor-gung zu niedrig erschlen; viele Koiiegen h'atten dementsprechend verfahren. Soweit dieBekiagte in der Begrnciung des Zulassungsantrags behauptet, dae Verwaltungsgericht

seize sich nicht mit dem Vorbringen des Kiégers auseinan der, ,,dass behauptet werde,
class ein bereits gesteiiterAntrag auf Vorruhestand von ihm wie von anderen zunéchst ge-steilt worden sei, soiohe Antrége aber zuruckgenommen werden l<6n nten,“ let das nchden vorstehenden Ausfilihrungen nicht zutreffend. Das Gerlcht ist von der Richtigkeit die-ses Vorbringens ausgegang en, weii ciie Bekiagte dem im erstinstanziiohen Verfahren nichtentgegen getreten war und dies im Ubrigen bis heute nicht getan hat. Es were Sacha derBekiagten gewesen, die Richtigkeit des kiéigerischen Vortrags ber eine gebize Praxis derSteiiung von Antrégen auf vorzeitigen Ruhestand und Akzeptanz der spéiteren Riicknahmezu bestreiten, wenn es eine solche Praxis bei lhr nicht gegeben haben sollte. Des fehiendeBestreiten und der hier gemachte Vorhait, der Kiéger habe den Antrag zurtick nehmen soi-ien, sprichi vielmehr ftir die Existenz einer solchen Praxis. Soweit die Bekiagte zudem vor-trégi, ,,normaieiweise" wiirden derartige Antrége von Bediensteten erst dann gestellt, wennemsthafte Absiehten besiehen, in den Vorruhestand zu treten, und sodann behauptet, derKiéger bringe durch sein Verhalten ,,jedenfaiis indirekt zum Ausdruck, dass die Entschei-dung zum Vorruhestand in jedem Fali feststand", setzt die Bekiagte ihre eigene Bewertung
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der Glaubhaigkeit des klégerlschen Vorbringens an dieienige des Verwaltungsgerichts,
welches in ausflihrlicher und in jeder H insicht nachvollziehbarer Wrdigung des Sachver-halts zu einer anderen Einschétzu ng geiangt ist. Die diesbezuglichen Ausfiihrungen unterBuchst. b) auf den Seiten 7 bls 8 des Entscheidungsumdrucks und damit die Kausalitét derfehlerhaften Auskun fr Entscheidung des Klégers zum vorzeltigen Ruhestandseintrlttumer lnkaufnahme elner geringeren Versorgung sind mit der oben widergegebenen Be-hauptung, die rein spekulativ ist und jegliches Eingehen auf den klég erischen Vortrag ver-missen lssl, nicht schlussig infrage gestellt.

Emstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils des Verwaltungsgerlchts Gieen vom 15.August 2013 slnd auch nicht deswegen begrllndet, well - wie die Beklagte vortrégt - Ver-sorgungsauskunfte als unverbindlich gekennzeichnet und dementsprechend auch unver-bindfich selen. Zur Begrtindung verweist sie auf ein nur dem Aktenzeichen nach ohne Da-tumsangabe bezelchnetes Urtell des Verwaltungsgerichts Neustadt, das diese Rechtsauf-fassung sttzen soil. Es sei hlernach zwlschen ,,Wissens- und Willenserklérungen“ zu diffe-renzieren, woduroh bei Versorgungsauskunen die Anforderungen an die Bearbeiter, ge-meint sind offenbar Sorgfaltspichten hinsichtlich der Uberprfung der Richtlgkeit, geringerseien als beim Erlass fbrmiicher Bescheide.

Mangels Vorlage der vollsténdigen Auskunft der Beklagten vom 28. April 201 1 (der Klégerhat nur die Berechnung vorgelegt, in der allein von der Beklagten seitens vorgelegten WI-derspruchsakte finder sich auch nur eine solche) {st schon nicht feststeilbar, ob die hierkonkret eneilte Auskunft als unverbindlich gekennzeichnet gewesen ist. Selbst wenn demso wére, lass! die Begrndung der Beklagten zur geltend gemachten Unverbindlichkeité derAuskunft jegliche Auseinandersetzung mit der hlerauf eingehenden Begrtmdung des Ver-waltungsgeriohts auf den Seiten 6, zweiter Absatz, his Seite 7, erster Absatz, des Urtellsvermissen, wonach sich aus der dem Dlenstherm obliegenden F iirsorgepicht eine Ver-pichtung zur sorgféiltigen Prfung und korrekten Auskunftserteilung entnehmen lésst. DieRichtigkeit der diesbezglichen Ausfiihrungen des Vewvaltungsgerichts ist damit schonnicht mit schliissigen Gegenargumenten infrage gestellt.
Dessen ungeachtet bestehen in der Sache auch dann keine Bedenken gegen die Heran-zlehung der Versorgungauskunft der Beklagten vom 28. April 2011 als Grundlage desAmtshaftungsanspruchs, wenn der alleln vorgelegten Bereohnung ein Anschreiben mit ei-
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nem Hinweis auf eine Unverbindlichkeit vorangestellt gewesen sein sollte. Zur Fi1rsorge-
picht des Dienstherrn gehbrt es Beamte, die um Beralung ber die konkreten Rechtfolgen
von Antrégen nachsuchen, vollsténdig und zutreffend zu beraten (vgl. Schnellenbach, Be-
amtenrecht in der Praxls, 8.Au. 2013, § 10 Rdnr. 19). Beantragt ein Beamter elne Versor-
gungsauskunft, die erkennbar mlt einer ins Auge gefassten Versetzung in den vorzemgen
Ruhestand steht, ist daher - wie schon das Verwaltungsgerichf zutreffend ausgefhrt hat -die zustéindige Stelle verpichtet, die fr die erbetene Auskunft notwendigen Daten sorgfél-
tig zu ermitteln und die Auskunft auf der Gmndlage dieser Daten nach den marsgebllchen
Bestimmungen des BeamtVG ohne Rechbsfehler zu erstellen. Dabei kann sich der Dienst-herr von der ihm im Rahm en der Ftirsorgepfllcht obliegenden Verpichtung nicht durch el~ne standardisiert verwandte Kennzeichnung derAuskunft als ,,unverbindlich" haftungs-
rechtlich freizeichnen. Anderenfalls wtirde nmlich der Fllrsorgeplcht und dem Sinn des
Auskunftsanspruchs nach § 49 Abs. 1 Satz Beamt\/G nlcht entsprochen, welcher einen
Anspruch auf Auskunftserteilung zum Anspruch auf Versorgungsbezge ausdrucklich ein-
réumt, um Beamte zu sachgerecht zu informieren und dadurch Grundlagen fur eine Pla-nung zu geben, was die Altersvorsorge angeht (vgl. BGH, Urteil vom 10. Juli 2003 - Ill ZR‘I55/O2, Iuris. Rd nr. 10 zu § 109 SGB VI). Nichts anderes ergibt sich aus § 49 Abs. 10 Sat:2 Beamt\/G, wie das Verwaltungsgericht auf Seite 7 des Uneils zutreffend ausgeftlhrt hat.
Danach steht die Auskunft unter dem Vorbehalt kiiniger Sach- und Rechtsénderungen
sowie der Rlchtigkeit und Vollstélndigkeit der zugrunde llegenden Daten. Aus dem klaren
Wortlaut der Regelung ergibt slch damit der Umfang der ,,UnverbindlIchkeit“ bzw. Begren-
zung des schutzwrdigen Vertrauens in die Riohtigkeit derAuskur1ft: Verauensschutz wirdnur insoweit begriindet ale die der Auskunft zugrunde gelegte Datengrundlage richtig undvollstandig erfasst iet und sich die Sach- und Rechtslage nicht éindert. Beide Gesichtspunk-
te sind vorliegend nicht betroffen. Nach alledem ist die Versorgungsa usku nit geeignete
Grundlage filr einen Amtshaftungsanspruch (vgl. ebenso: VG Wiesbaden, Urteil vom 20.
Jun! 2011 - 3 K 1349/D9.Wl - iuris, Rdnr. 44).

Soweit die Beklage vortrélgt, vorherige Zusicherungen wéren nach § 49 Abs. 2 BeamtVG
und nach § 3 Beamh/G unwirksam, und die Auffassung vertritt, aus diesem Grund kbnne
auch ein Schadensersatzanspruch nicht auf die Versorgungsauskunlt gestutzt warden, welldies nicht dem Willen den Gesetzgebers entsprechen und sine Umgehung der vorgenann-
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ten gesetziichen Vorschriften bedeuten wiirde, ist dem nicht zu folgen. § 3 BeamtVG dient
dazu - und entsprechendes gilt fur § 49 Abs. 2 BeamtVG - eine strenge Gesetzesbindung
der beamtenrechtlichen Versorgung durch das Verbot von Begtmstlgungen durchzusetzen
lndem die Hbhe des Primranspruchs auf Versorgungsleistungen na ch Vorschriiten des
BeamtVG auf das gesetzlich zuléssige Mar$ begrenzt wird (vgl. Ploglwiedow, BBG-Komm.
Std. Mai 2012, § 3 BeamtVG, Rdnr. 1). Der hier in Rede stehende Schadensersatzan-
spruch betrifft nicht den Priméranspruch auf Versorgung, sondern den haftungsrechtlichen
Sekundéranspruch nach § 839 BGB, der durch § 3 Abs. 1 BeamtVG gerade nicht ausge-
schlossen ist (vgl. Plog/Wiedow, a.a.O. Rdnr. 77; VG Wiesbaden, Urtell vom 20. Juni 2011
~3 K 1349/09.Wi -, juris Rdnr. 42; a.A. VG Ansbach, Urteii vom 30. November 2010 -AN
1 K 09.01731 —; VG Miinchen, Urteil vom 17. Februar 2004 - M 5 K 02.4284, juris). Haf-
tungsrechtiicher An kniipfungspunkt ist eine schuldhafte Amtspflichtverletzung durch die
Erteiiung einer unrichtigen Versorgungsauskunft unter verletzung der Fursorgepflicht des
Dienstherm zur sorgféiitigen Prfung derartiger Auskiinfte, fur die § 49 Abs. 1 0 Beamt\/G
einen gesetzlichen Anspruch begriizndet. Dass sich aus der schuldhaften Verletzung der
Fursorgepicht durch den Dlenstherm Schadensersatzansprijche ergeben kénnen, ist all-
gemein anerkanni. Die Frage der hieraus abzuleitenden haftungsrechtlichen Foigen hat
nichts zu tun mit den in § 3 Abs. 2 und § 49 Abs. 2 BeamtVG genannten Zusagen einer
hbheren Versorgung, die mit einer Versorgungsauskunft nach § 49 Abs. 10Satz 1 Be-
amt\IG nicht gegeben wdrden, und uch nicht naeh Sinn und Zweck so einzuordnen sind.
lm Gegenteil, die nach § 49 Abs. 10 Satz 1 BeamtVG- gesetziich begrilndete Pflichtzur
schriftlichen Erteilung einer Versorgungsauskunft macht ftir den anspmchsberechtigten
Beamten nur dann Sinn, wenn der Versorgungsauskunft (- vorbehalilich der in § 49 Abs.
10 Satz 2 BeamtVG angesproohenen I-Knderungen der Sach- oder Rechislage und der
Richtigkeit der Datengrundiage -) ber das Haftungsrecht auch Verblndiichkeit zukommt,
so dass sich die betroffenen Beamten hinsichtiich lhrer Pianung zur Gestaltung des Rube-
stands darauf verlassen kiinnen. Die von der Beklagten vertretene Auffassung filihrte dazu,
dass trotz der erkennbaren Bedeutung einer solchen Auskunft als Grundlage fur die Le-
bensplanung des knftigen Ruhestandsbeamten d er Dienstherr nachléssig oder gar unge-
pru unrichtige Versorgungsauskiinfte foigenlos erteilen diirfte und daraus entstandene
Schéden bei dem Beamten verbiieben. Das ist gesetzgeberisch nicht gewoilt. Die Gewéh-
rung von Schadensersatz steht auch nicht im Widerspruch zur Rechtsprechung des Bun-
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desverwaltungsgerichts, wonach die Flirsorgepicht des Dienstherrn nicht liber das hin-
ausgeht, was dem Beamten oder frtiheren Beamten durch spezialgesetzliche Regelung
abschlieikend eingeréiumt isi (vgl. BVerwG, Urteil vom 21. Dezember 2000 - 2 C 39/99 - =
BVeiwGE 112, 308, juris). Auch danach wird die verschuldensabhéingige Haftung aus der
Verietzung von Fursorgeplchten gerade nicht ausgeschiossen (vgi. BVerwG, a.a.O, Rdnr.
2a).

Die Beklagte trégt dartiber hinaus zur Begrtindung der sinngem§i3 geitend gemachten
ernstlichen Zweifel vor, ein finanzieller Schaden sei dem Kléger gar nicht entstanden, weii
er bei korrektem Handeln der Verwaltung auch nur eine Versorgung ohne Beri.icksichti-
gung der fraglichen Zelten erhalten héitte und daher trotz des hier vorliegend en fehierhai-
ten Handels der Verwaitung im Ergebnis finanziell nicht schlechter gesteilt sei. Die reine
Enrvartung héherer Versorgungsbeziige stelie keinen Schaden im Rechtsslnne dar.

Diese Sichtweise ist nicht zutreffend. Amtliche Auskiinfte millssen sachiich iichtig, unmiss-
versténdlich und volisténdig sein, um den Beamten vor nachteiligen Fehlschliissen aus
dieser Unterrichtung zu bewahren. Verieizt der Dienstherr diese Pflicht schuldhaft und ru
die unrichtige oder irrefiihrende Auskunft bei dem Beamten elnen lrrtum hervor, der ihn
veraniasst, eine rechtserhebiiche Handlung vorzunehmen zu unierlassen, und erleidet der
Beamte dad urch einen Vermbigensschaden, hat der Dienstherr diesen Schaden zu erset-
zen (st. Rspr., vgi. BVerwG, Urteil vom‘ 21. September 2006, 2 C 6/06 —,]uris, VG Wiesba-
den, Urteil vom 20. Juni 2011 - 3 K 1349/O9.Wl, juris; BGH, Urteil vom 21. April 2004 - lil
ZR 2064/04- und vom 10. Juli 2003 - IIIZR 155/02 = BGHZ 155, 354 ff., juris, letzterer
zum Schadensersatzanspruch wegen einer unrichtigen Auskunft ber die H6he der BesoI—
dung). Dabel wird durch die erteilte Auskun ein Vertrauenstaibestand fiir Verm6gensdis-
positionen begrundet, welcher in dem Umfang Schutz bieiet, in dem der Adressat aui die
Richtigkeit der Auskunft vertrauen konnte (Palandt, BGB-Kommentar, 73. Au. 2014, § 839
Rdnr. 41 m.w.N.). Der Hinweis der Beklagten auf Paiandt, a.a.O., Rdnr. 77, wonach nur
der Schaden zu ersetzen ist, dessen Verhinderung die verletzte Amtspflicht dieni (negati-
ves Interesse), und wonach der Beamte so zu steilen ist, ale ob sich der Amtstréger
pichtgemé verhalten hétte, steht dem nicht entgegen. Die Aussage gibt in aligemeiner
Form richtig wieder, in welchem Umfang Schadensersatz bei der Verietzung einer Amis-
plicht zu gewéhren Ist. Besteht diese aber darin, dass eine amtliche Auskunft fehlerha
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erteilt wurde, ist das Vertrauen des Beamten in die Richtigkeit der Auskunft gesohtzt, was
nur dann erreicht ist, wenn darauf grilndende Vermbgensdispositionen dementsprechend
ausgeglichen warden.

Ein durch die unrichtige Auskunft verursaehter Vermgensschaden ist voriiegend deswe~
gen eingetreten, weil mit der Stellung des Antrags auf Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand
die lnkaufnahme einer geringeren Versorgung verbunden ist. Die Entscheidung ber den
Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand beinhaltet damit eine Venngensdisposition des K|§-
gers in Form des Verzichts auf hbhere Versorgungsbezuge um den Voneil des fruheren
Ruhestandseinritts. Da die Entscheidung ber den vorzeitigen Ruhestandseintritt nach den
unwidersprochen gebliebenen und Im nbrigen in jeder Hinsicht plausibel erscheinenden
Feststellungen des Verwaltungsgerichts durch die unchtige Mitteilung der um 205,- € mo-
natlich héheren Versorgungsbezge motiviert worden lst, ist ein Verméigensschaden in
Hdhe dieses geringeren Versorgungsbetrags durch die Auskunft adéquat kausai verur-
sacht worden, weil der Kléger in diesem Umfang auf die Richtigkeit der Versorgungsaus-
kunft vertraut hat und dieses Vertrauen nicht erfiillt warden ist. Dem wird die Sichtweise
des Beklagten, wonach kein Schadensersatz zuzusprechen sei, weil der Kléiger bei einer
korrekten Auskunftserteilung geringere Versorgungsbezge erhalten hétte, nicht gerecht.
Sle berncksichtigt nicht, dass bei der Erleilung einer zutreffenden Auskun der Klger ge-
rade nicht in den vorzeitigen Ruhestand getreten were und die streitg egenstndliche Ver-
minderung der Versorgungsbezllge nicht eingetreten wére. Sie bemcksichtigt auch nicht,
class durch die fehierhaft erteilte Versorgungsauskunft ein schutzwillrdiges Vertrauen auf
den Erhalt der héheren Versorgungsbezilge im Fall der Aufrechterhaltung des Antrags auf
vorzeitigen Ruhestand begrundet Worden ist, welches In dem Umfang Schutz fiJr Verm6-
gensdispositionen bietet, in dem der Adressat auf die Richtigkeit der Auskun vertrauen
konme. Dieses Vertrauen ist durch die sptere Gewéhrung Iediglich der geringeren Ver-
sorgungsbezge verletzt worden. Damit ist die Beklagte zur Gewéhrung von Sohadeneer-
satz in Hdhe der Differenz zwischen den festgesetzten Versorgungsbezgen und dem Be-
trag, auf den der Geschdigte nach der erteilten Auskunft vertrauen durfte, nach § 839
BGB in Verbindung mit Art. 34 GG verpichtet (vgl. zum Umfang des Ersatzanspruchs In
dieser H6he: BGH, Urteil vom 10. Juli, 2003, a.a.O.; VG Wiesbaden, Urteil vom 20. Juni
2011, a.a.O., LG Stuttgart, Urteil vom 28. November 2013, 150 386/2003, juris).



.9-

Dem steht auch nicht der Vonrag der Beklagten entgegen, dem Kléger msse vorgehalten
werden, dass er nach Kenntniseriangung von der Unrichtigkeit der Versorgungsauskun
keinen Versuch zur Rcknahme des Antrags auf vorzeitigen Ru hestand unternommen ha-
be und er.,das Beste aus zwei Welten, némlich im Vorruhestand (zu) verblelben und eln
Uberhbhtes Ruhegehalt“ begehre. Dies verkennt die Verantwortlichkeiten flJr die eingetre-
tene Lage. Es bleibt schon unklar, woraus sich eine solche Verpfiichtung in Ansehung der
von der Beklagten fehlerhaft eneilten Auskunft ergeben soll. Bis zum Bescheid ber die
end gltige Festsetzung des Ruhegehalts vom 1. September 201 1, mlthln zu elnem Zeit-
punkt als der Eintritt in den vorzeitigen Ruhestand schon vollzogen war, hatte der Kléger
keine Veranlassung, die Richtigkeit der gegebenen Auskunft vom 28. April 2011 in Frage
zu stellen. Danach wire elne R ucknahme des Antrags - ungeachtet der Frage der Zumut-
barkeit in Ansehung des bereits vollzogenen Ruhestandseintritts - auch rechtlich bedeu-
tungslos, weil sle nicht die Unwirksamkeit des vorzeltlgen Ruhestandelntrltts und Reaktivie-
rung des Klgers als aktiver Beamter zu Folge héitte. lnsofern ist nicht ersiohtlich, was die
Antragsrucknahme zu diesem Zeltpunkt hétte bewirken sollen. Das Venrvaltungsgericht hat
zu Recht ausgeftiuhrt, dass es nach dem Ruhestandselntritt Sache des Beklagten gewesen
wire, dem Klger ein Angebot zur Reaktivierung zu unterbreiten. Nur wenn das erfoigtwé-
re, hétte Veranlassung bestanden, im Zusammenhang mit Schadensabwendungspichten
des Klégers zu diskutieren, ob eine Verpichtung zur Annahme bestanden héitte. Auf diese
zutreffenden Ausfilhrungen geht die Beklagte in der Begrndung des Zulassungsantrags
nicht ein.

Die Beklagte macht hinsichtlich der Hdhe des zugesprochenen Scha densersatzes des wei-
teren geltend, der zuerkannte Schadensersatz hétte berucksichtigen milssen, dass der
Klger beim Verbleiben im Dienst einen Ruhegehaltssatz in Hiihe von 67,14 % hétte errei-
chen kénnen. Der Schaden sei unter diesem Gesichtspunkt erheblich geringer und htte
auf die Regelaltersgrenze beschrélnkt werden mllssen. Auch der Wegfall der Dlenstplcht
u_nd das Entfallen von téglichen Fahrtkosten und sonstiger Werbunskosten sei aul3er Acht
elassen worden. All diese Arguments sincl in Ansehung dér vorgenannten Ausfhrungen
nicht durchgreifend. Ersatz ist im Umfang des durch die fehleshafte Auskunff begrund eten
Venftrauens zu leisten, was den monatlichen Differenzbetrégen des der fehlerhaft mitgeteil-
t§n Lmd qlurch die letztlich gewéhrten Versorgu ngsbezge bis zum Versterben desé Klégers
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entspricht. Das l'a'sst keinen Raum fr die angestellten hypothetischen Betrachtungen, die
zudem nicht berllcksichtigen, dass der Beklagte aktuetle laufende Bezge und nach Errei-
chen der Regelaltersgrenze des Klégers monatlich den Differenzbetrag zwischen den jetzt
nach einem Ruhegehaltsatz von 65,69 % zu gewéhrenden Versorgungsbezgen und Be-
zgen nach dem hier vorgetragenen Sat: von 67,14 % (die Richtigkeit unterstellt) erspart.
Der Wegfall der Dienstpflicht selbst fiiahrt zu keiner Reduzierung der H6he des entstande-
nan Schadens. Das Enlfallen der téglichen Fahrtkosten und sonstiger Wegekosten wilnrde
die Schadenshhe nur beg renzen, wenn die Weiterzahlung der Dienstbezuge des Klégers
Streitgegenstand wéire.

Soweit die Beklagte sodann geltend macht, der Kléger ktinnte aus den nicht bel der Beam-
tenversorgung in Anrechnung gebrachten Zeiten mtiglicherweise einen Rentenanspruch
haben, was ,,einer Perpetuierung des Schadensersatzes ber die Allersgrenze“ entgegen
stehe, llegt es an ihr, sich hier|'Jber Kiarheit zu verschaffen. Es bleibt ihr unbenommen’, in
einem soichen Fall vom Kléiger eine Anrechnung verlangen und ggf. gerichtlich durchzu-
setzen. Allerdings hat der Kléger im vorliegenden Verfahren bereits bekundet, dass sich
sein Schadensersatzanspruch ab Erreichen der M indestaltersgrenze entsprechend ver-
rnindere. Auch der Tenor der verwaltungsgerichtlichen Entscheidung dume in diesem Sinn
zu verstehen sein.

»

Schlieislich Iiegt der gemgte Verfahrensfehler (Zulassungsgrund naoh § 124 Abs. 2 Nr. 5
VWGO) nicht vor. Einen solchen sieht die Beklagte darin begrndet, dass sich das Ve|waI-
tungsgericht angeblich nicht mit der Begrtmdung des Widerspruchsbescheids auseinan-
dergesetzt habe und dad urch §; 86 VWGO verletzi babe. Die Widerspruchsbegrtlndung be-
schrankte slch darauf, auf Insgesamt einer,Seite die lnhaltlich nlchtweiter vertieften und
hierwiederholten Behauptungen, aufzu_stel|en, es sei kein Schaden entstahden, der Kléger
erstfebe eine ungerechtfertigte Besserstellung und eine § 3 BeamtVG widersprechehde
\_/efsorgung und, dass dle Auskunft nur unverbindlioh gewesen sei. Das Verwa|tungsge-

ha_t sich mit der Begriindungdes-Widerspruchsbescheids der Beklagten sehr aL1sJhr-
lich éusgeinander gesetzt. Es e»rsch|ieJ3t_.-sich.»vor diesem Hintergrund nicht, worin éin \/erfah-
rensfehl§[ llegen soil. 86 VWGQ .begrUndet keénen Anspruch déirauf, dass daé Gecht der
R§chté§uassung eines Be_tei|ig§_e=,~rp_H,folg;t, _,; .

' ’ ‘ ( ‘
V

i‘§ L:' ._5'_‘ 1, L1 l.1



.11-

Die Entscheidung Uber die Kosten und den Streitwert des Antragsverfahrens, der entspre-
chend der erstinstanzlichen Streitwertfestsetzung festgesetzt wurde, beruhen auf § 154
Abs. 1 VWGO und den §§ 47 Abs. 1 und 3, 52 Abs. 1, 3 GKG.

Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 Abs. 1 VWGO).

Dr. Dittmann Drr Schmidt
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